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Kurz informiert

	▶ Haftung
Fahrzeug-Akku brennt in Werkstatt – BGH präzisiert Halterhaftung

|  Wird im Zuge einer Wartung aus einem E-Fahrzeug der Akku ausgebaut 
und gerät dieser – weiteren Schaden stiftend – in Brand, haftet der Halter 
nicht für den entstandenen Schaden. Der Schaden ist nämlich nicht der Be-
triebsgefahr des Fahrzeugs zuzurechnen, weil er in keinem Zusammen-
hang mit einem Betriebsvorgang steht, für den die Haftung aus Betriebsge-
fahr konzipiert ist. Es fehle an einem nahen örtlichen und zeitlichen Zusam-
menhang mit einem Betriebsvorgang oder einer Betriebseinrichtung des 
Fahrzeugs. Das hat kürzlich der BGH entschieden.  |

Wichtig  |  Das Urteil ist abzugrenzen von einem früheren BGH-Urteil, bei 
dem ein nach einem Abschleppvorgang infolge eines Unfalls abgestelltes 
Fahrzeug in Brand geraten war und die Werkstatt gleich mit abgefackelt hatte. 
Da ist die Kette vom Betrieb zum Schaden durch den Unfall, der im engen 
Zusammenhang zum Betrieb steht, und durch den Abschleppvorgang nicht 
unterbrochen (BGH, Urteil vom 26.03.2019, Az. VI ZR 236/18, Abruf-Nr. 209055).

Im Ergebnis geht es um die Frage, ob solch ein Schaden durch den Kfz-Ver-
sicherer reguliert werden muss oder durch den Gebäudeversicherer der 
Werkstatt. Aus Werkstattsicht gilt im Zweifel: Auf den eigenen Gebäudeversi-
cherer zugehen! Dieser ist zweifelsfrei zahlungspflichtig. Im aktuellen BGH-
Fall hat der Gebäudeversicherer dann versucht, das Geld vom Kfz-Versiche-
rer zurückzubekommen. Im Falle eines E-Fahrzeug-Brandes nach einem 
Unfall hätte er sicher Erfolg. Das würde den Gebäudeversicherer entlasten 
und somit auch Ihre Versicherungsprämie für das nächste Jahr gewährleis-
ten (BGH, Urteil vom 24.01.2023, Az. VI ZR 1234/20, Abruf-Nr. 234114).
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	▶ Reparaturkosten 
Weitere Gerichte versagen jetzt die Desinfektionskosten

|  Mit dem AG Nürnberg und dem AG Berlin-Mitte halten zwei weitere Ge-
richte die Desinfektionskosten für nicht mehr erforderlich.  |

Die beiden Gerichte begründen das wie folgt: 
	� Das AG Nürnberg argumentiert, dass sämtliche staatlich verordnete Maß-
nahmen zwischenzeitlich aufgehoben wurden (AG Nürnberg, Urteil vom 
06.03.2023, Az. 246 C 2242/22, Abruf-Nr. 234172). 

	� Das AG Berlin-Mitte hatte einen Fall fiktiver Abrechnung zu entscheiden. 
Unabhängig vom Unfallzeitpunkt sagt es, es sei nicht vorgetragen, dass 
das Fahrzeug bereits repariert sei. Würde es jetzt noch repariert, sei eine 
Desinfektion nicht mehr erforderlich. Aus der Begründung ist erkennbar, 
dass das Gericht bei einer konkreten Abrechnung mit erst kurz zurücklie-
gendem Reparaturzeitraum genauso entschieden hätte (AG Berlin-Mitte, 
Urteil vom 21.02.2023, Az. 106 C 300/21 (V), Abruf-Nr. 234173).

Wichtig  |  Nach Auffassung der ASR-Redaktion sind die beiden Urteile nach-
ziehbar. Auch der subjektbezogene Schadenbegriff hilft nicht weiter, weil der 
Wegfall der Desinfektionsnotwendigkeit selbst für den Laien erkennbar ist.
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